Statement Evaluierung des ZuwG

Anrede,

bevor ich für die Gruppe der Spätaussiedler zu den praktischen Erfahrungen im Umgang mit dem Zuwanderungsgesetz komme, lassen Sie mich mit einigen, wenigen Bemerkungen die Besonderheiten dieses Teils der Migration erläutern.

Wir - das Bundesverwaltungsamt (BVA) - sind für die Aufnahme der Spätaussiedler und ihrer Familienangehörigen aus den ehemaligen so genannten „Ostblockstaaten“ zuständig. Nach den Veränderungen in Osteuropa sind seit 1988 mehr als 3,9 Mio. Aussiedler und ihre Angehörigen zu uns gekommen.
 Bei dieser Gruppe unterscheiden wir heute
· den Spätaussiedler

· seine nichtdeutschen Ehegatten und Abkömmlinge

· sonstige Familienangehörige

Im Unterschied zu anderen Zuwanderergruppen werden die Spätaussiedler Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes. 
Gesetzliche Voraussetzungen dafür sind:
Sie müssen von Deutschen abstammen, 
ein einfaches Gespräch in deutscher Sprache führen können und 
sich in ihrem Herkunftsland durchgängig als Deutsche bekannt haben.
Zum Nachweis der Spätaussiedlereigenschaft stellt das BVA eine entsprechende Bescheinigung (früher Vertriebenenausweis) aus.
Auch die nichtdeutschen Ehegatten und Abkömmlinge der Spätaussiedler haben mit der Aufnahme im Bundesgebiet grundsätzlich die Möglichkeit eine vergleichbare Bescheinigung zu bekommen, mit der sie ebenfalls die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten. 

Die Einreise und gegebenenfalls Einbürgerung von Familienangehörigen, die nicht diesem Personenkreis unterfallen, richtet sich dagegen nach allgemeinem Ausländerrecht. 

Zu den wesentlichen Antragsvoraussetzungen ermittelt das BVA unmittelbar in den Herkunftsgebieten. So können die Bewerber um die Aufnahme als Spätaussiedler den schon seit 1996 obligatorischen Nachweis ihrer Sprachkenntnisse an allen Orten im Herkunftsgebiet erbringen, die über eine deutsche Auslandsvertretung verfügen.

Anrede,

ich komme nunmehr zu den im Rahmen dieser Veranstaltung zu evaluierenden Veränderungen im Zusammenhang mit dem Zuwanderungsgesetz.
Dabei möchte ich mich auf die drei wichtigsten Themenkomplexe beschränken:

1. die Straffung des mehrstufigen Aussiedleraufnahmeverfahrens und Konzentration der Entscheidung beim BVA

2. den Nachweis von Grundkenntnissen der deutschen Sprache für nichtdeutsche Ehegatten und Abkömmlinge

3. die Erschwerung einer gemeinsamen Einreise aller Familienmitglieder je nach dem, ob sie einen vertriebenen- oder ausländerrechtlichen Nachzugsanspruch haben

Anrede,

ich habe eingangs den „Vertriebenenausweis“ und seine u.a. staatsangehörigkeitsrechtliche Bedeutung für die Aufnahmebewerber erwähnt. Auch für die Ausstellung dieser Bescheinigung ist seit dem 1.1.2005, also dem Tag des Inkrafttretens des Zuwanderungsgesetzes, das Bundesverwaltungsamt zuständig. Früher wurde dieses eigenständige Verwaltungsverfahren von den Bundesländern, auf welche die Personen nach ihrer Einreise vom BVA verteilt wurden, durchgeführt. Die Länder hatten dann sämtliche Anspruchsvoraussetzungen, die bereits Grundlage für die Erteilung des Bescheides im Rahmen des vom BVA durchgeführten „Aufnahmeverfahrens“ waren, erneut in ihrem eigenen „Bescheinigungsverfahren“ zu prüfen. Dies war nach alter Verfahrenspraxis auch durchaus sinnvoll, denn bis Mitte 1996 hat das Bundesverwaltungsamt bei der Bearbeitung des Aufnahmeantrages auf die Angaben des Antragstellers zu seinen Sprachkenntnissen vertraut. Erwiesen sich diese Angaben jedoch nach der Einreise als unzutreffend, so musste es – neben der nicht in allen Fällen möglichen Rücknahme des Aufnahmebescheides – ein weiteres Korrektiv geben. Diese Funktion erfüllte das sogenannte „Bescheinigungsverfahren“, in dessen Rahmen die Antragsteller persönlich den Fragen des Landesbediensteten Rede und Antwort stehen mussten.

Wie ich bereits ausgeführt habe, führt das BVA jedoch seit knapp 10 Jahren eigenständige Ermittlungen unmittelbar im Herkunftsgebiet durch, so dass diese Fälle  in aller Regel nicht mehr vorkommen können. Ich sage „in aller Regel“, weil das BVA dann, wenn für den Antragsteller eine Anreise zum Sprachtest beispielsweise aus gesundheitlichen Gründen unzumutbar ist, auf die persönliche Anhörung aus humanitären Gründen verzichtet. Konsequenterweise sieht das Bundesvertriebenengesetz in der Gestalt des Zuwanderungsgesetzes nunmehr vor, dass ein Sprachtest im Rahmen des Bescheinigungsverfahrens nur noch dann durchgeführt werden darf, wenn er nicht bereits im Aufnahmeverfahren erfolgt ist. Diese Regelung begrüße ich sehr, führt sie doch zu einer deutlichen Risikominimierung für den Bewerber: Wer im Herkunftsgebiet seine Sprachkenntnisse  nachgewiesen hat, muss nicht mehr damit rechnen, dass sie nach der Ausreise durch die  abweichende Auslegung des gesetzlichen Begriffs „einfaches Gespräch“ in Frage gestellt werden.

Aber auch die Zuständigkeitskonzentration für beide Verfahren beim BVA hat sich bewährt: Die Aufnahmebewerber erhalten derzeit ca. eineinhalb Monate nach ihrer Einreise ihren „Vertriebenenausweis“ von unserer Außenstelle in Friedland übersandt. Zuvor müssen sie ihren Willen, tatsächlich in Deutschland den Wohnsitz zu nehmen, durch Vorlage einer Meldebescheinigung nachweisen. Somit führt dieses Verfahren „aus einer Hand“ nicht nur zu einer deutlichen zeitlichen Straffung (was eine rasche Integration begünstigen dürfte), sondern auch zu weniger Bürokratie für den im deutschen Alltag noch unerfahrenen Aufnahmebewerber.

Anrede,

die zweite wesentliche Änderung betrifft den Anspruch der Ehegatten und Abkömmlinge auf Aufnahme. An verschiedenen Stellen meiner Ausführungen habe ich bereits die Bedeutung der deutschen Sprache erwähnt. Bis zum Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes war es ausreichend, wenn der Spätaussiedler selbst in der Lage war, ein „einfaches Gespräch“ auf Deutsch zu führen. Die Ehegatten und Abkömmlinge mussten lediglich ihr Personenstandsverhältnis zur „Bezugsperson“ nachweisen. Wenn man sich jedoch vor Augen führt, dass von den in Deutschland eintreffenden Personen vor Inkrafttreten des Gesetzes vier Fünftel Angehörige der Aussiedler waren, die in der Regel über keinerlei Deutschkenntnisse verfügten, so wird deutlich, dass dies ihrer rasche Integration nicht unbedingt zuträglich ist. 

Denn nach der Intention des Gesetzgebers soll die Möglichkeit der Einbeziehung von Familienangehörigen in den Aufnahmebescheid des Spätaussiedlers gerade die rasche Eingliederung des Spätaussiedlers selbst erleichtern. Konsequenterweise entscheidet dieser nach der gesetzlichen Neuregelung deshalb auch allein über die Frage, wer in seinen Aufnahmebescheid einbezogen werden soll. Nach „altem Recht“ hatten die Ehegatten und Abkömmlinge ein eigenes Antragsrecht. 

Kernstück der Neuregelung der Familienaufnahme ist deshalb die Anforderung, dass nur derjenige Abkömmling  oder Ehegatte Aufnahme findet und damit privilegiert Deutscher wird, der über „Grundkenntnisse der deutschen Sprache“ verfügt. 

Der Gesetzgeber hat diesen unbestimmten Rechtsbegriff dergestalt konkretisiert, dass die Voraussetzungen vorliegen, wenn die Kompetenzstufe A 1 des „Gemeinsamen europäischen Referenzrahmens für Sprachen: Lernen, lehren und Beurteilen“ des Europarates erreicht wird. Bei dem Sprachniveau A 1 handelt es sich um die unterste Stufe elementarer Sprachkenntnisse. 

Im Gegensatz zum Spätaussiedler, der lediglich über „mündliches“ Sprachvermögen verfügen muss, setzt „A 1“ jedoch die Fähigkeit voraus, einfache Texte in lateinischer (nicht kyrillischer!!!) Schrift zu lesen und zu verstehen. Ebenso muss die einzubeziehende Person, in der Lage sein, sich über grundlegende Dinge in einfachen Sätzen zu unterhalten, aber auch einfache Texte schreiben zu können. Damit wird die Integrationsfähigkeit zusätzlich zur Sprechkompetenz über ein Zurechtfinden in der lateinischen Buchstabenwelt deutlich gefördert. Diese Anforderungen wurden durch das zuständige Oberverwaltungsgericht in Münster bestätigt.

Die Überprüfung dieser Sprachkenntnisse erfolgt ebenfalls in den Herkunftsgebieten. Während die Deutschkenntnisse der Spätaussiedler allerdings von speziell geschulten Mitarbeitern des Bundesverwaltungsamtes überprüft werden, bedient sich das BVA bei den Tests für die Familienangehörigen – den so genannten Sprachstandstests - des Goethe- Institutes. Dies hat folgenden Grund: Beim Spätaussiedler ist die Frage aufzuklären, ob er seine Sprachkenntnisse im Rahmen einer deutsch geprägten Erziehung durch Verwandte vermittelt bekommen hat. Somit handelt es sich beim sog. „Sprachtest“ um eine Anhörung im verwaltungsrechtlichen Sinne. Beim Sprachstandstest für die Angehörigen hingegen handelt es sich um eine echte Fremdsprachenprüfung, die beliebig oft wiederholt werden kann. Sie wird anhand des standardisierten, weltweiten  Testformates „Start Deutsch 1“ abgenommen. Der Prüfer muss daher unverzichtbar über linguistischen Sachverstand verfügen. 

Die Prüfung ablegen müssen Personen, die das 14. Lebensjahr vollendet haben. Bei jüngeren Bewerbern erfolgt die Einbeziehung ohne Test, sofern Integrationsprobleme nicht zu erwarten sind.

Für den Nachweis von Grundkenntnissen der deutschen Sprache stehen  dem Bewerber zwei gleichwertige Varianten zur Verfügung:

Der Kandidat hat entweder die Möglichkeit, im Rahmen einer Anhörung an einer deutschen Auslandsvertretung den beschriebenen Sprachstandstest abzulegen. Er wird, nachdem er von der Bezugsperson („seinem Spätaussiedler“) angemeldet wurde, vom BVA zu einem Termin eingeladen. Der Test ist in diesem Fall kostenlos.

Alternativ können Grundkenntnisse der deutschen Sprache aber auch durch Vorlage des Zertifikats „Start Deutsch 1“ (oder einer höherwertigen Prüfung des Goethe-Instituts) nachgewiesen werden. Es besteht die Möglichkeit, dieses Zertifikat direkt beim Goethe-Institut (GI) oder einer Partnerorganisation des GI mittels Prüfung zu erlangen. 

Insgesamt wurden bislang 2127 Personen zu einem unserer Sprachstandstest eingeladen, 1254 Personen sind erschienen, 315 haben bestanden. 

Anrede,

die Tatsache, dass bislang verhältnismäßig wenige Personen zum Sprachstandstest gemeldet wurden und der Umstand, dass von den Angemeldeten, die ja durch die Anmeldung zum Ausdruck bringen, dass sie meinen über die erforderlichen Sprachkenntnisse zu verfügen, nahezu die Hälfte nicht erscheint und von den Erschienenen nur ein Viertel den Test besteht, machen deutlich, dass die Einschätzung der sprachlichen Situation durch den Gesetzgeber zutreffend ist. Die Notwendigkeit der gesetzlichen Regelung liegt auf der Hand.

Die Umstellung des Verfahrens selbst verlief problemlos. Insbesondere hat sich die Zusammenarbeit mit dem Goethe- Institut bewährt.

Anrede,

im Zusammenhang mit den Angehörigen darf ich abschließend auf eine Problematik  hinweisen, die dem Bundesverwaltungsamt ein besonderes Anliegen  ist: 

Wie ich eingangs erwähnte richtet sich die Einreise von Familienangehörigen, die nicht in den Aufnahmebescheid des Spätaussiedlers einbezogen werden können, wie z.B. Schwieger- und Stiefkinder, nach den allgemeinen Vorschriften des Aufenthalts-/Ausländerrechts. Im Gegensatz zu den Schwieger- und Stiefkindern werden die Spätaussiedler und deren nahe Angehörige nach Vertriebenenrecht in Deutschland aufgenommen. Das bedeutet, dass sie bei Vorliegen der vertriebenenrechtlichen Voraussetzungen, nach §7 StAG die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben. Eine dieser Voraussetzungen für die nahen Angehörigen ist seit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes der beschriebene Nachweis von Sprachkenntnissen. Liegen diese nicht vor, können die nahen Angehörigen nicht nach Vertriebenenrecht, sondern ebenso wie die Schwieger- und Stiefkinder nach Ausländerrecht einreisen. Das heißt, sie erhalten nicht die deutsche Staatsangehörigkeit, sondern müssen für eine etwaige spätere Einbürgerung die Voraussetzungen nach Aufenthaltsrecht erfüllen.
Mit Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes entstand also eine neue Fallgruppe, nämlich die der nahen Angehörigen, die mangels nachgewiesener Sprachkenntnisse keinen vertriebenenrechtlichen Anspruch auf Aufnahme und Einbürgerung, wohl aber einen ausländerrechtlichen Anspruch auf Familiennachzug haben.
Bis zum Inkrafttreten des Zuwanderungsgesetzes hatte das BVA auf der Grundlage eines Beschlusses der Innenministerkonferenz die Möglichkeit, diejenigen Personen, die ohnehin ein solches Nachzugsrecht hatten, in den Aufnahmebescheid als „sonstige Familienangehörige“ einzutragen. Dies hatte zur Folge, dass die deutsche Auslandsvertretung der gesamten Familie zum Zwecke der gemeinsamen Aussiedlung ein Visum ausstellen konnte. Derzeit besteht diese Möglichkeit nicht mehr, so dass der Spätaussiedler gegebenenfalls allein ausreisen muß. Ob dies angesichts des traditionell starken Familienzusammenhaltes realistisch ist wird zu beobachten sein. Positive Auswirkungen auf die Integration sind eher nicht zu erwarten. Gerechnet werden muß aber wohl zumindest mit einer Verunsicherung unter den Spätaussiedlern und das zu einem Zeitpunkt, an dem der Zuzug von Spätaussiedlern und ihren Familien ohnehin drastisch zurückgegangen ist. Im Interesse der betroffenen Menschen scheint mir eine Regelung die zumindest hinsichtlich der Einreise eine einheitliche Behandlung  der Familien gewährleistet dringend geboten. 

